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Neues Untreue-Urteil 
gegen Expolitiker Dobernig  
Klagenfurt – Der freiheitliche 
Kärntner Expolitiker Harald Do-
bernig (BZÖ/FPÖ/FPK) ist am Frei-
tag am Landesgericht Klagenfurt 
erneut wegen Untreue verurteilt 
worden. Richter Uwe Dumpelnik 
verurteilte ihn nicht rechtskräftig 
zu einer Zusatzstrafe von einem 
Monat bedingt. Es ging in dem 
Verfahren um 3000 Schals, die 
vom BZÖ im Landtagswahlkampf 
2009 verschenkt, aber vom Land 
Kärnten bezahlt wurden. Dober-
nig muss nun den Schaden von 
26.000 Euro innerhalb von zwei 
Wochen zurückzahlen. (APA) 

  
Salzkammergut-Gemeinde 
beschränkt Zahl der Busse 

Linz – Hallstatt macht ernst mit 
der Beschränkung des Touristen-
stroms: Der Gemeinderat hat limi-
tierte Slots für Reisebusse be-
schlossen. Damit will man die 
Zahl um rund ein Drittel drücken. 
Bürgermeister Alexander Scheutz 
(SPÖ) hofft, mit der Regelung spä-
testens im nächsten Frühling star-
ten zu können. Die Zahl der an-
kommenden Busse hatte sich zwi-
schen 2014 und 2018 von 7917 auf 
19.344 Stück gesteigert. (APA)

KURZ GEMELDET

Grazer Opposition mit 
gemeinsamer Stimme 

gegen die Gondel 
 

KPÖ, SPÖ, Grüne und Neos für 
rasche Befragung zu Plabutsch

Graz – Sie ist eine der zahlreichen 
Ideen des Grazer Bürgermeisters 
Siegfried Nagl (ÖVP): die Gondel 
auf den Grazer Hausberg Pla-
butsch um rund 35 Millionen 
Euro. Olympia und die Tiefgarage 
am Eisernen Tor sind vom Tisch, 
um eine U-Bahn und den Schiffs-
verkehr auf der Mur wurde es zu-
letzt leiser, an der Trockenlegung 
des für das Klima der überhitzten 
Stadt wichtigen Mühlgangs hält er 
noch fest. Und gemeinsam mit 
 Vizestadtchef Mario Eustacchio 
(FPÖ) will Nagl die Gondel bauen.  

Da das umstritten ist und die 
KPÖ, zweitstärkste Fraktion im 
Grazer Rathaus, über 2000 Stim-
men für eine Volksbefragung zu 
dem Projekt sammelte, erklärten 
Nagl und Eustacchio sich schließ-
lich zu dieser bereit. Allerdings 
erst für Frühjahr 2020. Das ist der 
Grazer Opposition zu spät, wes-
halb sich KPÖ, SPÖ, Grüne und 
Neos am Freitag erstmals für eine 
Pressekonferenz zusammentaten 
und „mit einer Stimme“ sprachen, 
wie sie betonten. Schon 2017 wur-
den „500.000 Euro für eine Mach-
barkeitsstudie bewilligt, die nie 
ganz veröffentlicht wurde“, kriti-
sierte KPÖ-Stadträtin Elke Kahr, 
die befürchtet, dass die „PR-Ma-
schinerie“ Nagls bis 2020 wie bei 
dessen „Olympia-Traum“ noch 
mehr Geld verschlingen werde. 
Eine halbe Million könnte bis 
zur Befragung in Detailplanungen 
und Behördenverfahren fließen. 

Die grüne Stadträtin Judith 
Schwentner lehnt auch ein von 
ÖVP und FPÖ geplantes Quorum, 
also ein Beteiligungslimit, ab. 
„Wer an einer Volksbefragung teil-
nimmt, hat das Recht, ernstge-
nommen zu werden“, so Schwent-
ner, die auch betont, dass ein Quo-
rum weder im Volksrechtegesetz 
noch bei Wahlen verankert sei.  

SPÖ-Klubchef Michael Ehmann 
forderte einen „im Sinne der 
 Objektivität korrekten Vorlauf“. 
Auch Kritiker des Projekts sollten 
in stadteigenen Medien und Web-
seiten Platz für ihre Infos be -
kommen. Neos-Gemeinderat Niko 
Swatek forderte diese Objektivität 
auch bei der Formulierung der 
Fragen. (cms)

Es gibt immer mehr psychisch Kranke in Österreich 
und sie werden unzureichend versorgt, heißt es im 

Rechnungshofbericht. Dabei steigen die Folgekosten 
für diese Krankheiten stark an. Auch ein Kassenvertrag 

für Psychotherapie fehlt – seit 27 Jahren. 
Marie-Theres Egyed

Prozent der gesamten Heilmittel-
ausgaben darstellt. Nicht enthal-
ten darin sind aber jene Präpara-
te, die weniger als die Rezeptge-
bühr kosten. Apotheken unterlie-
gen auch keiner Meldepflicht. Die 
Empfehlung der Prüfer lautet da-
her, eine zentrale Meldestelle ein-
zurichten, die Daten zusammen-
fasst und Empfehlungen ableitet. 

Entscheidend ist für die Prüfer 
die Rolle der Allgemeinmedizi-
ner, sind sie doch auch diejenigen, 
die häufig als erste Anlaufstelle 
für Patienten dienen. Es sei nicht 
hinzunehmen, dass nicht alle 
 Allgemeinmediziner Erfahrungen 
mit der Behandlung psychisch 
Kranker hätten. Das sei erst seit 
der neuen Ausbildungsverord-
nung von 2015 verbindlich. 

Auch bei der Psychotherapie 
weist der Rechnungshof auf zahl-
reiche Mängel hin. Es gebe auch 
nach 27 Jahren noch keinen Ge-

Es kommt immer ganz plötz-
lich, manchmal beim Auto-
fahren, beim Aufwachen 

oder auch an einem ganz norma-
len Abend mit den Kindern auf der 
Couch: Herzrasen, Atemnot, die 
Angst, die Kontrolle zu verlieren, 
bis hin zur noch größeren Angst, 
der Angst zu sterben. So beschrei-
ben Betroffene eine Panikattacke. 
Dieses Krankheitsbild gehört mitt-
lerweile zu den häufigsten psychi-
schen Erkrankungen. 

Doch niederschwellige Angebo-
te für die Versorgung psychisch 
Kranker durch die Sozialversiche-
rungen fehlen, kritisiert der Rech-
nungshof in seinem am Freitag 
veröffentlichten Bericht. Zum sel-
ben Urteil kam die OECD bereits 
2015, allerdings blieb das weit -
gehend folgenlos. Auch heute gibt 
es noch keine bundesweite Ange-
botsplanung. Die Prüfer stellen 
fest, dass es keine angemessene 
Reaktion auf die wachsende Be-
deutung psychischer Erkrankun-
gen gibt, obwohl auch die Folge-
kosten für die Allgemeinheit rapi-
de anwachsen. 

Das zeigen etwa die Zahlen für 
Invaliditätspension und Rehabili-
tationsgeld, die infolge psychi-
scher Erkrankungen zwischen 
2007 und 2016 um 62 Prozent, mo-

netär um 368,26 Millionen Euro 
gestiegen sind. Die Folgen werden 
auch bei den Krankenstandstagen 
von Erwerbstätigen sichtbar. Die-
se sind im selben Zeitraum um 94 
Prozent gestiegen, die Kosten um 
1,8 Millionen Euro. 

Außerdem beklagen die Prüfer 
fehlende Daten über Verbreitung, 
Ursachen und Folgen psychischer 
Erkrankungen. Diese Faktoren 
sind jedoch entscheidend für eine 
wirksame Versorgung und einen 
Versorgungsplan. Aber auch über 
die Behandlung der Erkrankten 
gibt es kaum Informationen: Wie 
viele Psychopharmaka eingenom-
men werden, wie viele Menschen 
psychosoziale Dienste beanspru-
chen und wie die Behandlung 
wirkt, sollte erfasst werden. 

Zwar gaben die Krankenversi-
cherungsträger 2016 österreich-
weit 215,69 Millionen Euro für 
Psychopharmaka aus, was sieben 

samtvertrag, trotz mehrerer Ver-
handlungsrunden. Einzelne Kran-
kenversicherungsträger haben 
seit 2001 Verträge mit Versor-
gungsvereinen geschlossen, mit 
denen Vereinbarungen über be-
stimmte Stundenkontingente ge-
troffen werden. 

Neuregelung gefordert 
Damit wäre einerseits eine be-

grenzte Anzahl von Therapeuten 
mit Kassenvertrag ausgestattet 
und könnte ohne Zusatzkosten 
aufgesucht werden. Andererseits 
würden beim Besuch von Wahl-
ärzten maximal 80 Prozent des 
Kassentarifs von der Sozialversi-
cherung erstattet, beim Besuch 
von Wahltherapeuten wird deut-
lich weniger zurückerstattet.  

Die Empfehlung der Prüfer: eine 
gesetzliche Neuregelung der Psy-
chotherapieversorgung, am besten 
mittels Gesamtvertrag. Denn der-
zeit gibt es für die gleiche Leistung 
unterschiedliche Selbstbehalte 
und Anspruchsvoraussetzungen – 
abhängig davon, ob die Therapie 
bei einem Arzt oder einem Thera-
peuten gemacht wird. Das sei für 
die Betroffenen schwer durch-
schaubar. Hier sollten einheitliche 
Standards geschaffen werden. 
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Wer eine Psychotherapie macht, muss die Kosten meist vorstrecken: Es gibt keinen Kassenvertrag, kritisiert der Rechnungshof. 
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Kritik an Versorgung psychisch Kranker 
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